
die Ausfertigung der Formel der durchzu­
setzenden Entscheidung und die gerichtliche 
Aufforderung an das zuständige staatliche 
Organ, die Entscheidung zu verwirklichen 
(§ 2 Abs. 2 der 1. DB/StPO).

Für jeden Verurteilten ist ein gesondertes 
Verwirklichungsersuchen zuzustellen. Die 
von dem Adressaten des Verwirklichungs­
ersuchens zu verwirklichende Strafe ist her­
vorzuheben. Ist das Gericht selbst für die 
Verwirklichung der Maßnahme der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit zuständig, ist 
ein Verwirklichungsersuchen naturgemäß 
nicht erforderlich.

Mit dem Ersuchen, die rechtskräftige Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit zu verwirklichen, hat das Gericht dem 
zuständigen staatlichen Organ die hierfür 
notwendigen Unterlagen und Informationen 
zu übermitteln. Ihr Umfang ist von der Art 
der Strafe und der Spezifik der zu ihrer 
Verwirklichung erforderlichen Maßnahmen 
abhängig.

Sollen Strafen mit Freiheitsentzug, Aufent­
haltsbeschränkung, staatliche Kontrollmaß- 
nahmen, staatliche Kontroll- und Erziehungs­
aufsicht, fachärztliche Behandlung, Aufent­
halts-, Umgangs-, Besitz- und Verwendungs­
verbote oder die Einweisung in eine psy­
chiatrische Einrichtung verwirklicht werden, 
enthält das Verwirklichungsersuchen eine 
mit der Bescheinigung der Rechtskraft ver­
sehene Ausfertigung der gesamten Entschei­
dung. Der Vorsitzende des Gerichts kann 
jedoch festlegen, daß dem für die Strafen­
verwirklichung zuständigen staatlichen Or­
gan eine Ausfertigung der Urteilsformel mit 
einem Auszug aus den Urteilsgründen zuge­
stellt wird (§ 2 Abs. 3 der 1. DB/StPO). Liegen 
die Kriterien für den Ausschluß der Öffent­
lichkeit gemäß §211 Abs. 3 vor, hat dies der 
Gerichtsvorsitzende im Anschluß an die Ur­
teilsverkündung zu bestimmen.
In diesen Fällen ist für das Verwirklichungs­
ersuchen nicht wie sonst der Vordruck zu 
verwenden, sondern das Ersuchen ist als 
Stempelaufdruck auf die Ausfertigung der 
Entscheidung oder der Entscheidungsformel 
mit dem Auszug aus den Gründen mitzutei­
len. Sofern die gerichtliche Entscheidung 
durch wirksamen Rechtsmittelverzicht unmit­
telbar nach dem Abschluß der Hauptverhand­
lung rechtskräftig wird, kann ihre Durch­
setzung mit geringem verfahrensmäßigem 
Aufwand sofort eingeleitet werden.

Handelt es sich bei der durchzusetzenden 
gerichtlichen Entscheidung um eine Strafe 
mit Freiheitsentzug (§§38, 74 bis 76 StGB),

ist sofort nach Eintritt der Rechtskraft das 
Verwirklichungsersuchen der zuständigen 
Untersuchungshaftanstalt zuzustellen (§ 3 
Abs. 1 der 1. DB/StPO).

Wird die Entscheidung über den Vollzug der 
bei einer Verurteilung auf Bewährung ange­
drohten oder einer zur Bewährung ausge­
setzten Freiheitsstrafe mit einer gegen den 
Verurteilten anhängigen neuen Strafsache 
verbunden (§ 358), sind die Unterlagen zur 
Verwirklichung beider Strafen mit Freiheits­
entzug der zuständigen Untersuchungshaft­
anstalt gleichzeitig zuzustellen. Unterbleibt 
eine Verbindung gemäß §358 und liegen die 
Voraussetzungen für den Widerruf der Be­
währungszeit vor, hat das Gericht, bei dem 
die neue Strafsache anhängig ist, dem für den 
Widerruf zuständigen Gericht unverzüglich 
nach Eintritt der Rechtskraft der Entschei­
dung über die neue Strafsache eine Ausferti­
gung der Urteilsformel zu übersenden und 
die zuständige Untersuchungshaftanstalt zu 
bezeichnen, der im Falle des Widerrufs das 
Verwirklichungsersuchen zuzustellen ist. 
Adressat dieses Verwirklichungsersuchens ist 
die gleiche Untersuchungshaftanstalt, die die 
Verwirklichung der erneuten Strafe mit Frei­
heitsentzug einzuleiten hat.

Die Untersuchungshaftanstalt erhält außer­
dem einen Strafregisterauszug. Daraus kann 
das Vollzugsorgan den gemäß §§ 12 bis 14 
StVG vorgesehenen Vollzug feststellen, so­
fern das Gericht nicht gemäß § 39 Abs. 5 
StGB und § 242 Abs. 2 StPO einen abwei­
chenden Vollzug festgelegt hat. Wurde im 
Strafverfahren ein psychiatrisches oder 
psychologisches Gutachten beigezogen, ist es 
dem Verwirklichungsersuchen ebenfalls bei­
zufügen. Das gleiche gilt bei Jugendlichen 
für die schriftliche Stellungnahme der Or­
gane der Jugendhilfe. Diese Unterlagen er­
leichtern die Festlegung und Durchführung 
differenzierter Maßnahmen zur wirksamen 
Gestaltung des Erziehungsprozesses im 
Strafvollzug.

Ist der zu einer Strafe mit Freiheitsentzug 
Verurteilte auf Grund einer Sicherheits­
leistung (§ 136) auf freiem Fuß geblieben, ist 
diese Tatsache ebenfalls in dem Verwirk­
lichungsersuchen anzugeben. Die Untersu­
chungshaftanstalt ist verpflichtet, das zustän­
dige Gericht davon zu informieren, ob der 
Verurteilte zum Strafantritt erschienen ist. 
Ist dies nicht der Fall, hat das Gericht die 
Einziehung der hinterlegten Werte zugunsten 
des Staates vorzunehmen (§ 136 Abs. 3).

Bei der Einleitung der Durchsetzung von 
Beschlüssen, in denen
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